




Zuschlagskrlterlen sind gemäß 11.2.5) der Bekanntmachung 

die nachstehenden Kriterien 

Qualitätskriterium-Name: Einhaltung Spezifikation / technisches Konzept/ 

Gewichtung: 30 

Qualitätskriterium-Name: Vertragsbedingungen / Gewichtung: 30 

Qualitätskriterium-Name: SHE (Safety, Health, Environment) / 

Gewichtung: 10 

Preis - Gewichtung: 30 

In Ziffer 6 der Leistungsbeschrelbung hat die Vergabestelle „Anforderungen" beschrie­

ben. 

Unter Ziffer 6.2 „Konzeption" hat die Vergabestelle dargelegt, dass sie ein praktikables 

Gesamtkonzept für den Einsatz von Transporteinhelten, deren Beförderung sowie die 

Abfallbehandlung bzw.-Beseitigung erwartet. Unter Ziffer 6.2.1 „Randbedingungen" hat 

die Vergabestelle die Randbedingungen dargestellt, die für die Konzepterstellung der 

Bieter gelten. Unter Ziffer 6.2.2 „Inhalte" stellt die Vergabestelle dar, welche Inhalte das 

Abfallkonzept enthalten muss. 

Unter Ziffer 6.3 ist der Funktionserhalt thematisiert. 

Unter 6.4 ist das Personal thematisiert. 

Unter Ziffer 6.5 Ist das IT-System des Auftraggebers für ein Nachverfolgungssystem 

thematisiert. 

In Ziffer 6.6 beschreibt die Vergabestelle die durchzuführenden Leistungen, unter ande­

rem die Rangfolge der Entsorgung mit dem Vorrang der stofflichen VenA/ertung (04.Pos). 

Ziffer 6.7 beschreibt den Prozess und Ziffer 6.8 die Ausführungs-und Reaktionszeiten. 

In Ziffer 6.9 ist geregelt, dass der Auftragnehmer ein Notfallkonzept zu erstellen hat. 

In Ziffer 8.4 „SHE-Richtllnle" Ist geregelt, dass die Bestimmungen aus der aktuellen 

Richtlinie des Auftraggebers zu beachten und einzuhalten sind. 

In Ziffer 9 „Dokumente"/ 9.1 „Voriage durch den AN mit dem Angebot" ist geregelt, wel­

che Dokumente dem Auftraggeber mit dem Angebot zu überreichen sind. Hier unter 

Nummer 5 ist genannt: „Vorstellung der Unternehmenskonzepte zur Arbeltssicherheit 

(zum Beispiel Gefährdungsbeurteilungen, Checkliste zur Sicherstellung einer ordnungs­

gemäßen Veriadung oder Berichtswesen Im Falle von unsicheren Zuständen inklusive 

Gegenmaßnahmen)". 

2. 

Die Antragstellerin und die Beigeladene gaben fristgerecht eine Bewerbung ab. 
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10. 

Die Vergabekammer hat am 11.5.2018 den Nachprüfungsantrag der Vergabestelle 

übermittelt und um Zusendung der Vergabeakten und Äußerung gebeten. 

11. 

Mit Schreiben vom 18.5.2018 beantragte die Vergabestelle: 

1. Der Nachprüfungsantrag wird zurückgewiesen. 

2. Die Hinzuziehung der Verfahrensbevollmächtigten der Antragsgegnerin 

wird für notwendig erklärt. 

3. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens vor der Vergabe­

kammer, einschließlich der zweckentsprechenden Kosten der Rechts­

verteidigung der Antragsgegnerin. 

Der Antrag sei unzulässig und unbegründet. 

Die Antragstellerin sei zum Teil nicht antragsbefugt. Die Rüge einer Intransparenten 

Wertungsentscheidung erfolge unzulässig Ins Blaue hinein. 

Es bestehe zum einen kein Anspruch auf Bekanntgabe einer Umrechnungsformel im 

Rahmen der Preiswertung. Zum anderen habe die Antragstellerin nicht vorgetragen, 

welche nennenswerten Auswirkungen die Kenntnis einer Preisumrechnungsformel auf 

ihre Kalkulation gehabt hätte. 

Auch hinsichtlich der übrigen Kriterien habe die Antragstellerin keine Rechtsverietzung 

vorgetragen. Der Vortrag der Antragstellerin sei nicht ausreichend substantiiert, um eine 

Rechtsverletzung Im Sinne des § 160 Abs. 2 Satz 1 GWB darzulegen. 

Die Antragstellerin sei auch Ihrer Rügeobliegenheit nach § 160 Abs. 3 Nummer 3 GWB 

nicht nachgekommen. Die vermeintliche Intransparenz der Zuschlagskriterien sei voriie­

gend für die Antragstellerin erkennbar gewesen. Sie hätte diese bis zum Ablauf der Be­

werbungsfrist bzw. der Angebotsfrist rügen müssen. 

Die Antragstellerin sei ein vergaberechtlich fachkundiges Unternehmen. Sie habe er­

kennen können, dass die Vergabestelle in der Bekanntmachung und In den Vergabeun­

teriagen teilweise keine Unterkriterien oder Bewertungsmaßstäbe mitgeteilt hat 

Auch habe sie den von ihr konstruierten Widerspruch (wirtschaftlich günstigstes Ange­

bot) zwischen der Bekanntmachung und dem Vergabeleitfaden erkennen können. 

Eine Rechtsverietzung des § 134 Abs. 2 Satz 1 und 2 GWB liege nicht vor. Die Frist sei 

richtig bemessen. Die Information Im Informationsschreiben über die maßgeblichen 

Gründe der Nichtberücksichtigung sei ausreichend. Eine ausführiiche Begründung habe 
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In jedem Falle eine Hellung herbeigeführt. Der Nachprüfungsantrag sei jedenfalls recht­

zeitig gestellt worden. 

Die Vergabestelle habe keine Bekanntmachungspflichten verietzt. Ein öffentlicher Auf­

traggeber sei nicht verpflichtet, den Bietern in der Bekanntmachung oder den Vergabe­

unteriagen die Bewertungsmethode zur Kenntnis zu bringen. Hinsichtlich der Wertung 

verfüge der Auftraggeber über einen gewissen Freiraum. Die Bewertungsmethode dür­

fen nur keine Veränderung der Zuschlagskriterien oder Ihre Gewichtung bewirken 

(EuGH, Urteil vom 14. Juli 2016 C-6/15, T NS DImarso. Rn. 32, 37). 

Insbesondere sei die Vergabestelle nicht verpflichtet vorab mitzuteilen, welche Tiefe der 

konzeptuellen Darstellung welchen Punktwert verdient (OLG Düsseldorf, Beschiuss vom 

8.3.2017, Vll-Verg 39/16). Die Vergabestelle müsse keine direkten oder mittelbaren Lö­

sungsvorschläge vorgeben, dies widerspreche der Intention einer funktionalen Aus­

schreibung (BGH, Beschiuss vom 4.4.2017, X ZB3/17). 

Die Bewertungskriterien seien nicht intransparent 

Hinsichtlich des Kriteriums Preis sei daher keine Umrechnungsformel anzugeben gewe­

sen (OLG München, Beschiuss vom 21.5.2010, Verg2/10). Die Wahl der Formel habe 

keine Auswirkung auf die Kalkulation. 

Die Bewertung des Kriteriums Vertragsbedingungen sei selbsterklärend und bedürfe 

keiner weiteren Konkretisierung. Es sei der Antragstellerin aus früheren Verhandlungen 

bekannt, dass Änderungswünsche sich nachteilig auf die Bewertung auswirken. Die Be­

wertung orientiere sich an der wirtschaftlichen Bedeutung der jeweiligen Regelung. Dies 

sei für jeden fachkundigen Bieter erkennbar. 

Hinsichtlich des Kriteriums Spezifikation/technisches Konzept seien unter Ziffer 9.1 der 

Leistungsbeschreibung Unterkriterien definiert (Konzept gemäß Kapitel 6.2, Unterneh­

menskonzepte zur Arbeitssicherheit, Sicherstellung eines zeitgerechten Beginns). Zum 

Kriterium SHE seien auf Seite 3 des Vergabeleitfadens und unter Ziffer 8.4 der Leis­

tungsbeschreibung Festlegungen getroffen (Einhaltung der gültigen SHE-Richtllnie, 

SHE Jahresplan mit Quartalszielen, SHE-Plan In Form eines internen Konzepts). Somit 

sei ein Bezug zwischen dem Konzept, das der Wertung zugrunde gelegt werden soll, 

und der Aufgabenstellung aus der Leistungsbeschreibung hergestellt 

Eine Änderung der Bewertungskriterien sei nicht erfolgt. 

Die Wertung erfolgte innerhalb des Rahmens der bekannt gemachten Zuschlagskriterien 

und des Verfahrensleitfadens. Die Vorgabe, dass der Zuschlag auf „das wirtschaftlich 
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Die Antragstellerin habe die vermeintlichen Verstöße nicht rechtzeitig bis Ende der 

Bewerbungs- bzw. Antragsfrist gerügt. Alle aufgeführten Verstöße seien aus der 

Bekanntmachung bzw. den Vergabeunteriagen ersichtlich gewesen. Die Antragstel­

lerin sei ein Unternehmen, welches sich regelmäßig mit Vergabeverfahren befasst. 

Das Missverständnis hinsichtlich der Zuschlagskriterien sei konstruiert. 

Eine Verietzung des § 134 GWB liege nicht vor. Weder sei die Frist zu kurz bemes­

sen noch sei sie Inhaltlich fehlerhaft. Eine ausführiiche Begründung sei zudem 

nachgeholt worden. 

Die Zuschlagskriterien seien transparent Es liege kein Widerspruch zwischen der 

Bekanntgabe der Zuschlagskriterien und dem übersandten Verhandlungsleitfaden 

vor. Schon das Gesetz bestimme In § 127 Abs. 1 Satz 1, 2 GWB, dass das wirt­

schaftlichste Angebot anhand der Zuschlagskriterien ermittelt wird. Ein Missver­

ständnis erscheine nicht glaubhaft. Das Schreiben der Vergabestelle vom 9.3.2018 

regle ausdrücklich, dass die Vergabe des Vertrags auf der Basis der benannten 

Zuschlagskriterien erfolgt. 

Die Zuschlagskriterien seien unter keinem Gesichtspunkt zu beanstanden. Ein An­

spruch auf Bekanntmachung der Preisumrechnungsformel bestehe nicht Das Zu­

schlagskriterium Vertragsbedingungen könne nur so verstanden werden, dass ein 

Mehr an Abweichung vom Vertragsmuster eine nachteilige Bewertung bewirkt. Das 

Zuschlagskriterium Einhaltung Spezifikation/technisches Konzept sei In Ziffer 9.1 

der Leistungsbeschreibung ausreichend konkretisiert. Auch das Zuschlagskriterium 

SHE sei in Ziffer 8.4 der Leistungsbeschreibung ausreichend konkretisiert. Im 

Schreiben vom 9.3.2018 habe die Vergabestelle darüber hinaus weitere Hinweise 

gegeben. 

Die Wertung des Angebots der Beigeladenen sei korrekt erfolgt. Die Äußerung der 

Antragstellerin, sie habe Zweifel an der Erfahrung der Beigeladenen, erfolge ins 

Blaue hinein und trage inhaltlich nichts zum Verfahren bei. 

14. 

Unter Wahrung des Geheimschutzes hat die Vergabekammer am 4.6.2018 der Antrag­

stellerin und am 5.6.2018 der Beigeladenen Auszüge der Vergabeakte übermittelt 
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15. 

Mit Schreiben vom 11.6.2018 bekräftigte die Beigeladene, dass der Antrag unzulässig 

sei. Die Antragstellerin habe angebliche Fehler Im Bewertungssystem nicht rechtzeitig 

gerügt. Der Antrag sei auch unbegründet Aus der Vergabeakte ergebe sich, dass die 

Vergabestelle hinsichtlich der einzelnen Zuschlagskriterien eine detaillierte Angebots­

wertung vornahm, die sich an dem vorab transparent aufgezeigten EnA/artungshorizont 

ausrichtet. Die Zuschlagskriterien seien transparent bekannt gemacht worden. 

16. 

Mit Schreiben vom 11.6.2018 bekräftigte die Antragstellerin, dass der Antrag zulässig 

sei. 

Die Antragstellerin sei mit Ihren Rügen nicht präkludiert. 

Die Vergaberechtsverstöße seien für die Antragstellerin nicht erkennbar gewesen. Hier­

für hätte die Antragstellerin die den Rechtsverstoß begründeten Tatsachen erkennen 

müssen und eine rechtliche Bewertung dieser Tatsache vornehmen müssen. Eine recht­

liche Bewertung der Tatsachen müsse sich für einen Bieter ergeben, ohne dass er be­

sonderen Rechtsrat einholen muss. Maßgebend sei die Erkenntnisfähigkeit eines durch­

schnittlichen Bieters (OLG Düsseldorf vom 20.12.2017-VII-Verg8/17). Voriiegend seien 

die Vergabeunteriagen äußerst umfangreich und die Rechtsverstöße ergäben sich nur 

nach einer umfassenden juristischen Bewertung. 

Die Antragstellerin sei antragsbefugt. An die Dariegung eines drohenden Schadens sei­

en keine hohen Anforderungen zu stellen. Es genüge, dass eine Verietzung von Rech­

ten möglich erscheint. Hätte die Vergabestelle die Bewertungskriterien transparent ge­

wählt und bekannt gemacht, wäre eine bessere Beurteilung der Zuschlagschancen des 

Angebots und somit eine bessere Ausrichtung des Angebots möglich gewesen. 

Weiterhin bekräftigt die Antragstellerin, dass der Antrag begründet sei. 

Das Transparenzgebot gemäß § 97 Abs. 1 GWB sei verietzt 

Die wertungsrelevanten Zuschlagskriterien seien nicht transparent gemacht worden. Der 

Vergabeleitfaden sei nicht auslegungsfähig. Er gebe durch das Wort „günstigste" ein­

deutig vor, dass nur der Preis entscheidend sei. Auch Im Vergabevermerk auf Seite 9 

sei aus dem Wort „günstigste" ersichtlich, dass allein der Preis gewertet worden sei. 

Aus den Zuschlagskriterien könne der Bieter nicht erkennen, wann sein Angebot wel­

chen Zielerreichungsgrad für die einzelnen Zuschlagskriterien aufweist. Die Vergabestel­

le habe sich zu den Zuschlagskriterien keine vertieften Gedanken gemacht. 
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Die Vergabestelle hätte den Bewertungsmaßstab für das Kriterium Preis bekannt geben 

müssen. Andernfalls könne die Vergabestelle jederzeit eine Änderung der Bewertung in 

diesem Kriterium vornehmen. Aus den Vergabeunteriagen ergebe sich, dass die Verga­

bestelle nicht wie Im Schreiben vom 18.5.2018 eine Standardformel angewendet hat, 

sondern einen schlichten Vergleich durchgeführt hat 

Das Bewertungskriterium Vertragsbedingungen sei ebenfalls intransparent. Es sei nicht 

ersichtlich, In welcher Weise einzelne Vertragsänderungen zu einer guten oder schlech­

ten Bewertung führen. Es könne insbesondere nicht sein, dass Vertragsänderungen, die 

für die Vergabestelle positiv sind, zu einer negativen Bewertung führen. Es handle sich 

um ein intransparentes Durcheinander. Im Vergabevermerk sei davon die Rede, dass 

sich der juristische Vergleich auf die "Vertragserfüllung, Haftung und Vertragsstrafen" 

konzentriere. Dies sei für den Bieter nicht nachvollziehbar. 

Für das Zuschlagskriterien Einhaltung Spezifikation / technisches Konzept sei ebenfalls 

nicht erkennbar, welchen Zielerreichungsgrad ein Angebot erreichen kann. Insbesonde­

re ergebe sich aus Ziffer 9.1 der Leistungsbeschrelbung keine Konkretisierung des Krite­

riums und auch kein Unterkriterium. Der Passus beziehe sich lediglich auf die einzu­

reichenden Unteriagen. 

Gleiches gelte hinsichtlich des Kriteriums SHE. Aus Ziffer 8.4 der Leistungsbeschrei­

bung ergebe sich keine Konkretisierung des Kriteriums und auch kein Unterkriterium. 

Diese Bestimmung müsse vielmehr von allen Bietern gleichermaßen eingehalten wer­

den. 

Die Wertung sei auf Basis unterschiedlicher Vertragsbedingungen, Leistungsbeschrei­

bungen und Preisblätter vorgenommen worden. 

Auch in einem Verhandlungsverfahren müsse allen Bietern die gleiche Information mit­

geteilt werden It BGH (Beschiuss vom 1.6.2008-XZR 115/04). Alle Bieter müssten somit 

die gleichen Verträge, Leistungsbeschreibungen und Preisblätter erhalten. 

Voriiegend seien je nach Bieter Änderungen an den Vergabeunteriagen vorgenommen 

worden. Die Wertung sei gleichheitswidrig. 

Die Wertung des Angebots der Antragstellerin sei im Einzelnen fehlerhaft erfolgt. 

Das Kriterium Einhaltung Spezifikation/technisches Konzept sei aufgrund eines anderen 

Bewertungsmaßstabes erfolgt Die Bewertung sei nicht aus technischer Sicht erfolgt, 

sondern anhand der Frage, ob das Angebot flexibel und attraktiver ist. Die Vergabestelle 

habe nicht die "Einhaltung" der Spezifikationen geprüft, sondern ob sich das angebotene 

Konzept ändern lässt. Dies sei ein sachfremder Bewertungsmaßstab. Der Bewertungs­

spielraum sei verietzt. 
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Die Bewertung des Kriteriums Preis sei nicht nachvollziehbar. Die Vergabestelle habe 

ausschließlich das von Ihr fehlerhaft erstellte Preisblatt (Langfristmiete ab 1 Monat) ge­

wertet. Die Vergabeunteriagen seien hier unklar. Unklarhelten gingen zulasten der 

Vergabestelle. Mangels Aufklärung der Vergabestelle erfolgte die Bewertung auf einer 

falschen Tatsachengrundlage. Andernfalls sei gegebenenfalls von einer positiveren Be­

wertung auszugehen. Darüber hinaus habe die Antragstellerin keine bestimmte Min­

destmenge veriangt. 

Die Vergabeakte enthalte deutliche Dokumentationsmängel. In der Vergabeakte sei eine 

ausreichende Eignungsprüfung nicht dokumentiert. 

Der Verhandlungsvermerk sei nicht von allen Mitgliedern des Verhandlungsteam unter­

zeichnet Es sei davon auszugehen, dass der Spezialist für das Thema Arbeltsschutz 

der Vergabeempfehlung nicht zugestimmt habe. Dies sei ein schwenA/iegender Fehler 

und wirke sich gegebenenfalls negativ auf die Zuschlagschancen der Antragstellerin 

aus. 

Das Vergabeverfahren sei In die Phase vor Angebotsabgabe zurückzuversetzen. 

17. 

Der Vorsitzende der Vergabekammer hat die Fünf-Wochen-Frist des 

§ 167 Abs. 1 S. 1 GWB zuletzt bis 25.7.2018 verlängert. 

18. 

Mit Schreiben vom 20.6.2018 teilte die Vergabestelle mit, dass die Antragstellerin mit 

Ihrem Vortrag präkludiert sei, denn die von ihr geltend gemachten Vergabeverstöße wa­

ren sowohl In tatsächlicher als auch in rechtlicher Hinsicht aufgrund der Vergabeunteria­

gen für sie erkennbar. Maßstab für die tatsächliche und rechtliche Erkennbarkeit von 

Vergaberechtsverstößen sei nicht ein abstrakter durchschnittlicher Bieter, sondern der 

Bieterkreis, der sich typischenA/else an der konkreten Ausschreibung beteiligt. Der Bieter 

bearbeite die Vergabeunteriagen mit dem Ziel, ein möglichst hohes Wertungsergebnis 

zu erzielen. Er versuche dabei naturgemäß die Vorstellungen des Auftraggebers so gut 

und genau wie möglich zu treffen. Soweit bei den wertungsrelevanten Zuschlagskriterien 

Transparenzdefizite bestünden, merkt der Bieter zwangsläufig, hierdurch bloßes Lesen, 

dass ihm entsprechende Angaben fehlen. 

Auch der Vortrag, dass angeblich nur der Preis bewertet würde, sei als Abänderung der 

Zuschlagskriterien erkennbar. Auch das Fehlen einer Umrechnungsformel sei durch 

bloßes Lesen aus den Vergabeunteriagen ersichtlich. Hinsichtlich des Kriteriums Ver-
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tragsbedingungen sei unter Ziffer 1.5 des Vergabeleitfadens detailliert dargelegt, wie die 

Bieter die von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen in den Vertragsentwurf einarbeiten 

sollten. Auch dies war ohne weiteres erkennbar. 

Die Antragstellerin könne eine weit überdurchschnittliche Erfahrung mit öffentlichen Auf­

trägen vorweisen und verfüge über weit überdurchschnittliche vergaberechtliche Kennt­

nisse. 

Die Antragstellerin habe auch nicht rechtzeitig gerügt, dass mit den Bietern Individuelle 

Verträge verhandelt werden. Dies sei aus der Auftragsbekanntmachung bereits ersicht­

lich. 

Der Antragstellerin fehle weiterhin die Antragsbefugnis. Sie trage nicht vor, inwieweit die 

von ihr behauptete Intransparenz der Zuschlagskriterien die Antragstellerin in ihren 

Rechten verietzt. Es fehle an einer Darlegung einer konkreten Rechtsverietzung und 

eines hieraus sich gegebenen Schadens. 

Die Zuschlagskriterien seien transparent bekannt gemacht 

Gewertet worden seien alle benannten Kriterien entsprechend deren Gewichtung. 

Eine reine Preiswertung ergebe sich weder aus den Vergabeunteriagen noch sei diese 

Im Rahmen der Wertung erfolgt. 

Die über die benannten Kriterien hinausgehende Angabe von Bewertungsmaßstäben sei 

nicht erforderiich nach der Rechtsprechung des EuGH und des OLG München (EuGH, 

DImarso, 14.7.2016, Rs. C-6/15; OLG München. Beschiuss vom 20.5.2010, Verg 02/10). 

Auch die Vorgabe von Lösungskomponenten sei nicht erforderiich nach der Rechtspre­

chung des BGH (BGH. Beschiuss vom 14.4.2017, X ZB3/17). 

Das Kriterium Spezifikation/technisches Konzept werde in Ziffer 6.2.1 und 6.2.2 sowie 

6.3-6.9 der Leistungsbeschreibung näher definiert. 

Das Kriterium SHE-Konzept werde in Ziffer 8 und 9.1.5 der Leistungsbeschreibung nä­

her definiert. Hier sei ein Konzept zur Arbeltssicherheit bezogen auf den gegenständli­

chen Auftrag einzureichen. 

Die Durchführung des Vergabeverfahrens sei nicht unter der Verietzung des Gleich­

heitsgrundsatzes erfolgt. Zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens galten für alle Bieter glei­

che Bedingungen. Es liege in der Natur des Verhandlungsverfahrens, dass auf Grundla­

ge der geführten Verhandlungen voneinander abweichende Angebote bewertet werden. 

Die Wertung sei vergaberechtskonform erfolgt. 

Bei der Bewertung von Konzepten stehe der Auftraggeberin ein weiter Beurteilungsspiel­

raum zu. Die Bewertung beruhe weder auf unzutreffenden oder unvollständigen Tatsa­

chen, noch auf sachwidrigen EnA/ägungen. Auch der Beurteilungsspielraum sei nicht 

überschritten. 
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Eine Vermischung von Eignungs- und Zuschlagskriterien liege nicht vor, es handele sich 

Im Vergabevermerk lediglich um eine Zusammenfassung, dass die Antragstellerin und 

die Beigeladene in der Lage sind, den Auftrag auszuführen. 

Das Kriterium Vertragsbedingungen sei ebenfalls beurteilungsfehlerfrei bewertet wor­

den. Die Bewertung sei nicht auf die rechtlichen Regelungskomplexe Vertragserfüllung, 

Haftung und Vertragsstrafen beschränkt worden. Diese Regelungskomplexe seien wie 

aufgeführt in besonderem Maße wertungsrelevant. Jedoch seien auch die anderen 

Themenfelder bewertet worden, wie aus dem Vergabevermerk ersichtlich ist. Selbstver­

ständlich könne sich die Vergabestelle bei den Verhandlungen auf für sie negative ver­

tragliche Regelungen einlassen, soweit diese akzeptabel sein. Dies liege In der Natur 

von Vertragsverhandlungen, ändere jedoch nichts an der Wertung von Abweichungen. 

Die einzelnen Abweichungen seien detailliert dargelegt und hinsichtlich ihrer rechtlichen 

und wirtschaftlichen relevant bewertet worden. 

Das Kriterium SHE sei ebenfalls vergaberechtskonform gewertet worden. 

Gemäß Ziffer 9.1.5 der Leistungsbeschrelbung sei ein Untemehmenskonzept zur Ar­

beitssicherheit einzureichen gewesen, In dem auf die konkrete Gefährdungsbeurteilung 

eingegangen werden sollte, eine Checkliste zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen 

Veriadung enthalten sein sollte, und das Berichtswesen Im Falle von unsicheren Zu­

ständen inklusive Gegenmaßnahmen darzustellen war. Die Antragstellerin habe lediglich 

eine Kopie des SHE-Management Handbuchs einer anderen Firma eingereicht und auf 

eine auftragsbezogene Ausarbeitung verzichtet. Hinsichtlich des hohen LTBF-Wertes 

habe die Antragstellerin keine konkretere bzw. arbeitsschutzspezifische Maßnahme dar­

gestellt. Eine Vermischung mit dem Zuschlagskriterium Vertragsbedingungen sei nicht 

erfolgt. 

Auch das Kriterium Preis sei beurteilungsfehlerfrei bewertet worden. Hinsichtlich der vier 

Wertungskriterien sei eine Rangfolge gebildet worden, die sodann mit den bekannt ge­

gebenen Gewichtungen multipliziert wurde. Zu werten sei das von der Vergabestelle 

ausgereichte Preisblatt. Das von Ihr selbst geänderte Preisblatt sei auszuschließen ge­

wesen. Die Vergabestelle hätte auch das andere Preisblatt wegen Doppelangebot von 

der Wertung ausschließen können. 

Die Vergabestelle habe das Verfahren gemäß § 8 Abs. 1 SektVO ausreichend doku­

mentiert. Eine durchgängige Dokumentation in Form von separaten Schriftstücken oder 

Dateien der einzelnen Stufen des Verfahrens liege vor und genüge. Die Eignungsprü­

fung sei erfolgt und ergebe sich aus Seite 2 und 4 des Vergabevermerks. Dies sei auch 

ordnungsgemäß unterzeichnet. Alle Beteiligten aus dem Verhandlungsteam hätten die 

Zuschlagsentscheidung getragen. 
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Inwieweit die behaupteten Vergaberechtsverstöße sich konkret auf die Angebotserstel­

lung der Antragstellerin auswirke, habe die Antragstellerin nicht vorgetragen. Aus Ihrem 

Konzept werde deutlich, dass die Antragstellerin erkannt hat, auf welche Punkte die 

Vergabestelle bei der Bewertung der Konzepte Wert legt. Ihre Dariegungen seien jedoch 

qualitativ nicht mit der höchsten Bewertungsstufe zu bewerten. 

19. 

Mit Schreiben vom 28.6.2018 teilte die Beigeladene mit, dass der Vortrag der Antragstellerin 

gemäß § 160 Abs. 1 Satz 1 Nummer 3 GWB präkludiert sei, da die vermeintlichen Vergabe­

rechtsverstöße spätestens bis zum Ablauf der Angebotsfrist hätten gerügt werden müssen. 

Soweit sich die Antragstellerin auf die vermeintlich so offenkundige Intransparenz der Zu­

schlagskriterien und die daraus hervorgegangene ebenso intransparente Wertung beruft, 

komme sie nicht um das Eingeständnis herum, dass diese vermeintliche offenkundige In­

transparenz auch von Beginn an, spätestens aus den Vergabeunteriagen heraus selbst für 

einen abstrakt durchschnittlichen Bieter erkennbar war. Erst recht sei dies für einen erfahre­

nen Bieter wie die Antragstellerin erkennbar. 

Mithin liege ein Widerspruch zwischen der Bekanntmachung und dem Verhandlungsleitfaden 

hinsichtlich der Zuschlagskriterien nicht vor. In Ihrem Schreiben vom 9.3.2018 habe die An­

tragstellerin den Bewerbern entsprechend der Bekanntmachung mitgeteilt: 

„Die Vergabe des Vertrages erfolgt auf Basis folgender Kriterien und Ge­

wichtungen Einhaltung Spezifikation/technisches Konzept (30 %), Vertrags­

bedingungen (30 %), SHE (Safety, Health, Environment) (10 %), Preis (30 

%). Wir behalten uns vor, nur die wirtschaftlichsten Angebote mit den jewei­

ligen Bietern zu verhandeln." 

20. 

Mit Schreiben vom 28.6.2018 teilte die Antragstellerin mit, dass ihre Rüge nicht 

präkludiert sein. Es komme darauf an, ob sich die rechtliche Bewertung des Verga­

beverstoßes ohne weiteres aus dem Vergleich der Vergabeunteriagen mit den ein­

schlägigen Normen ergibt Voriiegend sei nicht erkennbar, dass die Zuschlagskrite­

rien nicht Im Einklang mit dem vergaberechtlicher Vorgaben stehen. 

Weiterhin sei die Rüge der Zuschlagskriterien nicht Voraussetzung für die Rüge der 

Angebotswertung. 

Die Vergabestelle könne nicht beweisen, dass die Antragstellerin die Vergabever­

stöße erkannt hat. 

Die Antragstellerin sei auch antragsbefugt. 
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Die Antragsbefugnis fehle nur, wenn eine Rechtsbeeinträchtigung offensichtlich 

nicht voriiegt. 

Voriiegend lasse sich nicht ausschließen, dass das Angebot der Antragstellerin bei 

vergaberechtmäßiger Gestaltung der Zuschlagskriterien sowie vergaberechtmäßiger 

Angebotswertung den Zuschlag erhalten hätte. 

Die Zuschlagskriterien seien Intransparent hinsichtlich des Preises. 

Voriiegend sei nicht erkennbar, welche Umrechnungsformel die Vergabestelle für 

die Wertung des Preises anwenden wollte und angewendet hat. Die Vergabestelle 

habe sich im Kriterium Preis alle denkbaren Freihelten erhalten. Dies stehe im kla­

ren Widerspruch zu den Vorgaben des § 127 Abs. 5 GWB. Ein Bieter sei so nicht in 

der Lage, den Zielerreichungsgrad seines Angebots zu ermitteln. 

Der Bieter müsse die Umrechnungsformel erkennen, um den Vorteil durch ein be­

sonders günstiges Angebot abschätzen zu können. 

Indem die Vergabestelle bei der Angebotswertung lediglich die Plätze 1 und 2 ver­

teilte, habe sie die vergaberechtlichen Grundsätze verietzt. 

Intransparent sei auch das Kriterium Vertragsbedingungen. 

Es sei keinesfalls für den Bieter erkennbar, dass positive Abweichungen vom Ver­

trag nicht zu einer positiven Bewertung führen. Es sei auch nicht ersichtlich, welche 

Abweichungen vom Vertrag wie schwer ins Gewicht fallen. 

Intransparent sei auch das Kriterium Einhaltung Spezifikation/technisches Konzept. 

Auch hier sei den Bietern nicht ersichtlich, welchen Zielerreichungsgrad ein Angebot 

aufweisen muss. Zunächst habe die Vergabestelle vorgetragen, die Wertung sei 

anhand der Unterkriterien aus Ziffer 9.1 der Leistungsbeschreibung erfolgt. Zuletzt 

habe die Vergabestelle sich auf Kapitel 6.2-6.9 der Leistungsbeschrelbung bezogen. 

Dies stehe In eindeutigem Widerspruch. Die Vergabestelle wisse selbst nicht, was 

Gegenstand der Angebotswertung sei. Die Beigeladene hingegen habe wiederum 

eine Wertung auf Grundlage der Ziffer 9.1 der Leistungsbeschreibung enA/artet. 

Ziffer 9.1 der Leistungsbeschreibung beziehe sich lediglich auf Kapitel 6.2 der Leis­

tungsbeschreibung, nicht jedoch auf Kapitel 6.3-6.9. Insbesondere fordere Kapitel 

6.9 ein Notfall konzept und beziehe sich auf die SHE-Richtlinie. Somit sei dieses 

Kriterium doppelt bewertet worden. Zudem sei das Notfallkonzept erst nach Verga­

be einzureichen. 

Intransparent sei auch das Kriterium SHE-Konzept. 

Die Vergabestelle habe auch hier zunächst angegeben, die Wertung nach Ziffer 8.4 

der Leistungsbeschreibung vorgenommen zu haben. Diese enthalte jedoch nur 

Mindestanforderungen, die von allen Bietern gleichermaßen einzuhalten sind. Zu-
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Das Kriterium SHE-Konzept sei ebenfalls beurteilungsfehlerhaft gewertet. 

Das Arbeltsschutz-Konzept sei nicht auftragsbezogen und auftragsspezifisch zu 

erarbeiten gewesen. Dies ergebe sich insbesondere nicht aus Ziffer 9.1.5 der Leis­

tungsbeschrelbung. Insbesondere sei dies bereits bei der technischen Spezifikation 

gewertet worden. Der Spezialist der Vergabestelle habe das Konzept als passend 

bewertet Die Vergabestelle habe zu Bewertungen die Schulnoten ausreichend und 

gut herangezogen. Dieser Bewertungsmaßstab sei nicht bekannt gemacht worden. 

Das Thema Safety Culture Ladder sei laut Vergabevermerk sowohl In diesem Krite­

rium als auch Im Rahmen der Vertragsbedingungen thematisiert und bewertet wor­

den. Hierbei handle es sich um eine Vermischung von Zuschlagskrlterlen. 

Auch das Kriterium Preis sei falsch gewertet worden. 

Die Vergabestelle habe keine Umrechnungsformel angewandt, sondern den Preis 

lediglich ins Verhältnis gesetzt. Die Vergabestelle habe damit den ihr gesetzten Be­

urteilungsspielraum veriassen. Hinsichtlich des zweiten Preisblattes habe die 

Vergabestelle ihre Aufklärungspflicht verietzt. Die Aufklärung sei aufgrund eines 

Fehlers der Vergabestelle erforderiich gewesen. Die Wertung sei anders vorzuneh­

men. 

Die Dokumentation sei nicht ordnungsgemäß. 

Eine ordnungsgemäße Eignungsprüfung sei der Dokumentation nicht zu entneh­

men. Insbesondere fehle eine Dokumentation auch hinsichtlich der Versicherung 

der Beigeladenen und der Verfügbarkelt von Offshore zertifizierten Transporteinhei­

ten. 

Die Zuschlagsentscheidung sei nicht ordnungsgemäß unterzeichnet. Die Entschei­

dung könne nur mittragen, wer die Verhandlungsgespräche vollständig begleitet 

habe. Eine Person sei nur am ersten Tag der zwei Verhandlungstage anwesend 

gewesen und kenne daher nur Teile des Angebots der Antragstellerin. Die Wertung 

sei aufgrund einer unzureichenden Tatsachengrundlage erfolgt. 

21. 

Auf die Schreiben der Antragstellerin und der Beigeladenen vom 9.7.2018 wird verwie­

sen. 

22. 

In der mündlichen Verhandlung am 11.07.2018 hatten die Beteiligten Gelegenheit, sich 

zur Sache zu äußern. Auf das diesbezügliche Protokoll wird verwiesen. 

Die Antragstellerin bekräftigt ihren Antrag aus dem Schriftsatz vom 9. 5.2018. 
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Soweit die ASt nun einbringt, dass die Zuschlagskriterien bzw. die Bewertungs­

vorgaben nicht ausreichend, unklar oder Intransparent seien, hätte sie dies bis 

zum Ende der Bewerbungs/-Angebotsfrist rügen müssen. Dies gilt sowohl für das 

Vorbringen, dass die Umrechnungsformel für das Kriterium Preis nicht bekannt 

gemacht worden sei, als auch für das Vorbringen, dass ein Zielerreichungsgrad 

für die einzelnen Zuschlagskriterien und eine Punkteskala für die Bewertung 

nicht bekannt gemacht worden seien. 

Gem. § 160 Abs. 3 Nr. 2 und 3 GWB sind Verstöße gegen Vergabevorschriften, 

die aufgrund der Bekanntmachung oder In den Vergabeunteriagen erkennbar 

sind, bis spätestens zum Ablauf der Frist zur Bewerbung/ Angebotsabgabe zu 

rügen. 

Aus den Vergabeunteriagen waren die einzelnen Bewertungskriterien bekannt. 

Aus den Vergabeunteriagen ergab sich jedoch kein Bewertungsschema, kein 

Zielerreichungsgrad für die einzelnen Zuschlagskriterien und keine Punkteskala 

für die Bewertung der Kriterien. Dies war für jeden Bieter erkennbar. Indem die 

ASt eine Bewerbung und ein Angebot abgab, ohne dies zu rügen, ist Ihre Rüge 

dahingehend nun präkludiert. 

Insbesondere kann sich die Antragstellerin nicht darauf berufen, dass sie das 

Fehlen einer Preisumrechnungsformel, eines jeweiligen Zielerreichungsgrades 

und einer Bewertungsskala ohne anwaltliche Beratung nicht erkennen konnte. 

Der Antragstellerin Ist bekannt, dass es sich um einen Wettbewerb handelt, bei 

dem mehrere Bieter Angebote abgeben, die anschließend durch eine Bewertung 

seitens der Vergabestelle In eine Reihenfolge gebracht werden müssen. Aus den 

Unteriagen war eindeutig ersichtlich, dass die von ihr nun gerügten Aspekte nicht 

enthalten sind. Dennoch hat die Antragstellerin eine Kalkulation vorgenommen 

ohne sich mit den genannten Aspekten der Bewertung und dem nun geforderten 

Zielerreichungsgrad zu befassen. Es handelt sich hier um Maßgaben, die für die 

Antragstellerin beim Erstellen ihres Angebotes erkennbar waren. 

Auch hinsichtlich des Vorbringens, die Vergabestelle habe in dem Verhandlungs­

leitfaden mit dem Wortlaut „wirtschaftlich günstigstes Angebot" entgegen der 

vorher bekannt gemachten Zuschlagskriterien eine reine Preiswertung angekün­

digt, Ist die Rüge nicht rechtzeitig erfolgt. Der vermeintliche Widerspruch zwi­

schen der Bekanntgabe und den Passus aus dem Verhandlungsleitfaden war für 

jeden Bieter allein mit Lesen des Textes erkennbar. 
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g) Zum Zeltpunkt der Stellung des Nachprüfungsantrags am 11.5.2018 war auch 

die 15-Tages-Frist gem. § 160 Abs. 3 Nr. 4 GWB nicht abgelaufen, die der ASt 

nach der Rügezurückweisung 9.5.2018 zur Verfügung steht. 

h) Der Zuschlag wurde noch nicht erteilt, § 168 Abs. 2 Satz 1 GWB. 

2. 

Der Nachprüfungsantrag ist unbegründet Die Bewertung der Angebote verietzt die ASt 

nicht In ihren Rechten gemäß § 97 Abs. 6 GWB. 

a) 

Die Bewertung der Angebote erfolgte im Rahmen der bekannt gemachten Zuschlagskri­

terien, sowie im Rahmen der bekannt gemachten Gewichtung der Kriterien. Bei der Be­

wertung der Kriterien "Preis", „Einhaltung Spezifikation/ technisches Konzept", „Ver­

tragsbedingungen" und „SHE-Konzept" hat die VSt Im Rahmen ihres Beurteilungsspiel­

raumes gehandelt 

aa) Der EuGH setzt als Maßstab für die Bewertung und Einstufung der Angebote an, 

dass bei der Bewertung keine Veränderung der bekannt gemachten Zuschlagskriterien 

oder ihrer Gewichtung erfolgen darf. Hingegen sei die VSt nicht verpflichtet, den potenti­

ellen Bietern bereits in der Auftragsbekanntmachung oder in den Vergabeunteriagen die 

Bewertungsmethode zur Kenntnis zu bringen (EuGH, Urteil vom 14.7.2016, C-6/15). 

Die vst hat In den Vergabeunteriagen die Zuschlagskriterien Preis, Einhaltung Spezifi­

kation/ technisches Konzept, Vertragsbedingungen und SHE-Konzept, bekannt ge­

macht. Gleichzeitig hat sie die Gewichtung dieser Kriterien angegeben (30 % - 30 % - 30 

% - 1 0 % ) . 

bb) Die Bewertung des Angebots der ASt hinsichtlich der Zuschlagskriterien Preis, Ein­

haltung Spezifikation/ technisches Konzept, Vertragsbedingungen und SHE-Konzept, ist 

nicht zu beanstanden. 

Die Vergabekammer prüft die Bewertung der VSt nur daraufhin, ob diese ihren Beurtei­

lungsspielraum verletzt hat. Sie ersetzt insbesondere nicht die Wertung der VSt durch 

eine eigene Wertung. 

Die Wertungsentscheidung muss den an sie zu stellenden vergaberechtlichen Anforde­

rungen genügen. Dazu gehört, dass das vorgeschriebene Verfahren für die Bewertung 

eingehalten und der Sachverhalt vollständig und zutreffend ermittelt wird sowie die von 

der Vergabestelle selbst aufgestellten Vorgaben beachtet und keine sachwidrigen und 
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gegen allgemeine Bewertungsgrundsätze verstoßenden EnA/ägungen angestellt werden 

(OLG Düsseldorf, Beschiuss vom 8.3.2017-Verg 39/16). 

cc) Die vst hat sich voriiegend an die von ihr aufgestellten Vorgaben, Zuschlagskriterien 

und Gewichtungen gehalten. 

Zwar sind die vorab bekannt gegebenen Zuschlagskriterien sehr allgemein gehalten und 

ein Bewertungsschema wurde nicht bekannt gemacht. Jedoch ist die Rüge der genann­

ten Auswahlkriterien Insoweit präkludiert und nicht mehr Verfahrensgegenstand (vgl. 

unter I.f). Der Antragsgegner hat sich somit in diesem Bereich einen Freiraum verschafft 

(vgl. auch OLG München. Beschiuss vom 10.8.2017. Verg 3/17). 

Ersichtlich erfolgt die Punktevergabe auf der Grundlage einer wertenden Beurteilung des 

Entscheidungsträgers. Dass bei den Vorgaben, wie bei jeder Wertung, subjektive Kom­

ponenten (Im Sinne von Einschätzungen, nicht im Sinne von wlllküriichen persönlichen 

Präferenzen) eine wesentliche Rolle spielen, ist offensichtlich (vgl auch OLG München, 

a.a.o). 

Auch ohne Vorgabe eines Bewertungsschemas bzw. eines Punkteschemas ist aus den 

Vergabeunteriagen ersichtlich, dass die Bieter die Preisblätter, einen gegebenenfalls 

angepassten Vertragsentwurf, ein technisches Konzept und ein SHE-Konzept einzu­

reichen haben. 

Zwar sind keine Unterkriterien und kein Zielerreichungsgrad benannt, jedoch ist aus der 

Leistungsbeschreibung Ziffer 6 ff ersichtlich, was die Vergabestelle jedenfalls enA/artet 

Insbesondere spricht die Leistungsbeschreibung in Ziffer 6.2 „Konzeption" von der Er­

wartung des Auftraggebers, dass der Auftragnehmer ein praktikables Gesamtkonzept für 

den Einsatz von Transporteinheiten, deren Beförderung sowie die Abfallbehandlung 

bzw.-Beseitigung voriegt. Dort sind die vorgegebenen Randbedingungen und Inhalte 

dargestellt Auch Ziffer 6.3-6.9 der Leistungsbeschrelbung legt die vom Auftraggeber 

enA/arteten Maßgaben dar. 

In Ziffer 8.4 „SHE-RIchtlinle" ist vorgegeben, dass die Bestimmungen aus der aktuell 

gültigen SHE-Richtllnie des Auftraggebers zu beachten sind, der Auftragnehmer, seine 

Mitarbeiter und gegebenenfalls eingesetzte Nachunternehmer sich mit der Richtlinie des 

Auftraggebers vertraut zu machen haben, und der Auftragnehmer zu gewährleisten hat. 

dass die Informationen für die Mitarbeiter verfügbar sind. 

In Ziffer 9.1 legt die Vergabestelle fest welche Dokumente mit dem Angebot einzu­

reichen sind, hier unter anderem In Nr. 5. die Vorstellung der Unternehmenskonzepte 

zur Arbeitssicherheit. 
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Soweit die Bieter Ihre Konzepte für die Erfüllung der Qualitätskriterien schriftlich darstel­

len sollen, hat der Wettbewerb partiell das Gepräge eines Vergabeverfahrens mit funkti­

onaler Leistungsbeschrelbung (Vgl. BGH, Beschiuss vom 4.4.2017-X ZB 3/17). 

Es Ist der VSt voriiegend somit nicht venA/ehrt, die Konzepte an subjektiven Komponen­

ten zu messen. 

dd) Aus dem Vergabevermerk vom 4.5.2018 ergibt sich, dass die VSt für die Zuschlags­

kriterien für beide Bieter jeweils Rangfolgen gebildet hat und diese mit der jeweiligen 

Gewichtung multipliziert hat In der mündlichen Verhandlung teilt die Vergabestelle mit, 

dass sie auf eine detaillierte Bewertung nach Matrix und Umrechnungsformel verzichtet 

habe, nachdem nur 2 Bieter zu bewerten waren und die Beigeladene mit Ihrem Angebot 

bei allen Zuschlagskriterien auf Rang 1 landete. 

Diese Bewertungsmethode Ist voriiegend per se nicht zu beanstanden. Etwas anderes 

kann zwar gelten, wenn die Beigeladene mit ihrem Angebot nicht bei allen Zuschlagskri­

terien auf Rang 1 liegen würde, sondern ein knapperes Wertungsergebnis voriiegt. 

Dies ist voriiegend jedoch nicht der Fall. 

Die Wertung der Angebote ist nicht zu beanstanden und daher nicht anzupassen. 

Die Wertung erfolgte sachgerecht, der Sachverhalt wurde vollständig und zutreffend 

ermittelt und es wurden die von der Vergabestelle selbst aufgestellten Vorgaben beach­

tet. 

ee) Die VSt durfte bei der Bewertung auf sachgerechte EnA/ägungen abstellen. Sie war 

Insbesondere nicht verpflichtet, sämtliche EnA/artungen korrelierend zur Bewertung vor­

ab zu beschreiben. 

Eine Forderung nach Unteriegen der Höchstpunktzahl mit konkretisierenden Informatio­

nen zu den von der Antragsgegnerin mit der Erfüllung der Kriterien verbundenen EnA/ar­

tungen würde die Antragsgegnerin dazu zwingen, Aufgaben zu übernehmen, deren 

Lösung sie Im Rahmen der funktionalen Ausschreibung in vergaberechtlich unbedenkli­

cher Welse auf die Bieter delegieren wollte (Vgl. BGH, Beschiuss vom 4.4.2017-X ZB 

3/17). Insoweit Ist die Rüge zudem präkludiert (vgl. unter I.f). 

ff) Im Übrigen ist nicht festzustellen, dass bei der Bewertung Innerhalb der Zuschlagskri­

terien EnA/ägungen eingeflossen sind, die nicht sachgerecht sind, der Sachverhalt nicht 

zutreffend ermittelt wurde oder die Vergabestelle selbst aufgestellte Vorgaben nicht be­

achtet hat 
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nen technisch geeigneten Eindruck vermittelten. Inwieweit sich aus dieser zusammen­

fassenden Feststellung eine fehlerhafte Wertung ergeben soll, ist nicht ersichtlich. 

Auch das Vorbringen der Antragstellerin, dass bei dem Zuschlagskriterien Einhaltung 

Spezifikation/ technisches Konzept nichts anderes bewertet werden dürfe außer die 

„Einhaltung" der Vorgaben, überzeugt nicht Bei einem Konzept handelt es sich gerade 

um einen individuellen Vorschlag des Bieters. Davor verschließt sich die Antragstellerin. 

Den Bietern war jedoch von Anfang an erkenntlich, dass es sich hier um ein Zuschlags­

kriterium handelt, bei dem jeder Bieter gehalten Ist seine Lösungsvorschläge in das 

Vergabeverfahren, Im Rahmen der vergaberechtlichen Möglichkeiten, einzubringen. 

Hiergegen spricht auch nicht, dass die Bieter darüber hinaus, wie In der Bezeichnung 

gefordert, die Spezifikationen einzuhalten haben. 

ccc) Die Bewertung des Kriteriums SHE-Konzept Ist nicht zu beanstanden. 

Die Vergabestelle hat eine negative Bewertung für das Konzept der Antragstellerin vor­

genommen, well das Konzept nicht projektspezifisch Ist. Die Antragstellerin bestreitet, 

dass ein auftragsspezifisches Konzept gefordert war. In Ziffer 9.1.5 fordert die Vergabe­

stelle die Überreichung eines Unternehmenskonzeptes zur Arbeitssicherheit mit dem 

Angebot. Sie konkretisiert dieses indem sie die Inhaltlichen Vorgaben „Gefährdungsbe­

urteilungen. Checkliste zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Veriadung oder Be­

richtswesen im Falle von unsicheren Zuständen inklusive Gegenmaßnahmen" vorgibt. 

Es ist nachvollziehbar, dass die Vergabestelle ein projektspezifisches Konzept hierzu 

höher bewertet als ein allgemein vorhandenes Konzept eines Bieters, das nicht speziell 

auf den Auftrag ausgelegt ist, bzw. Nachunternehmer nicht einbezieht. Hierbei handelt 

es sich um eine sachgerechte Bewertung. 

ddd) Die Bewertung des Kriteriums Preis Ist nicht zu beanstanden. 

Die Vergabestelle hat nur die von Ihr ausgereichten Preisblätter zur Wertung herange­

zogen. Geänderte Preisblätter sind aus der Wertung auszuschließen, da sie die Verga­

beunteriagen unzulässig ändern. Die Preisblätter waren fest vorgegeben und nicht zur 

Disposition der Bieter gestellt 

Obwohl die Vergabestelle keine Umrechnungsformel benutzt hat um die Angebotspreise 

der beiden Bieter zu vergleichen, sondern nur eine Rangfolge gebildet hat, ist dies vor­

liegend nicht zu beanstanden. Nachdem das Angebot der Antragstellerin bei allen vier 

Zuschlagskriterien auf Rang 2 liegt wäre eine einzeln differenzierende Wertung eine 

reine Förmelei (vgl. unter dd). 
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b) 

Die Antragstellerin dringt nicht durch mit Ihrem Vortrag in der mündlichen Verhandlung, 

dass es sich bei Angebot der Beigeladenen um ein ungewöhnlich niedriges Angebot 

handelt, welches auszuschließen Ist. 

aa) Gemäß § 54 Abs. 1 Sekt VO veriangt der Auftraggeber vom Bieter Aufklärung, wenn 

der Preis eines Angebotes im Verhältnis zu der zu erbringenden Leistung ungewöhnlich 

niedrig erscheint. Gemäß § 54 Abs. 3 Satz 1 Sekt VO darf der Auftraggeber den Zu­

schlag auf dieses Angebot ablehnen, wenn er nach der Prüfung gemäß Abs. 1 die ge­

ringe Höhe des angebotenen Preises nicht zufriedenstellend aufklären kann. 

Jedoch auch ein Angebot, welches einen Preisabstand In Höhe von 20-% zum nächst­

niedrigen Angebot hat, darf keinesfalls automatisch von der weiteren Wertung ausge­

schlossen werden (DIcks für die entsprechende Norm in der VgV in Ku-

lartz/Kus/Marx/Portz/Prleß, Kommentar zur VgV, 2017, § 60 VgV, Rn 8). Liegt nach An­

sicht des öffentlichen Auftraggebers ein ungewöhnlich niedriges Angebot vor, muss er 

vom Bestbieter Aufklärung über seine Preise veriangen. Dem Bieter muss die Möglich­

keit gegeben werden, nachzuweisen, dass er in der Lage ist, die ausgeschriebene Leis­

tung ordnungsgemäß erbringen zu können {Wagner In: Heiermann/Zeiss/Summa, ju-

risPK-Vergaberecht, 5. Aufl. 2016, § 60 VgV, Rn 14 f). 

Im Ergebnis Ist die Vergabestelle nicht gehindert, den Zuschlag sogar auf ein unaus­

kömmliches Angebot zu erteilen, wenn der betreffende Bieter mit der Preisgestaltung 

wettbewerbskonforme Ziele verfolgt (DIcks für die entsprechende Norm In der VgV in 

Kulartz/Kus/Marx/Portz/Prieß, Kommentar zur VgV, 2017. § 60 VgV, Rn 25). 

Der Preisabstand zwischen den beiden Angeboten der Antragstellerin und der Beigela­

denen beträgt über 20 %. 

Aus der Vergabeakte ist jedoch auch die Summe des geschätzten Ausschreibungsvo­

lumens ersichtlich. Hier ist augenfällig, dass sich das Angebot der Antragstellerin hinge­

gen mehr als 20 % über dieser Schätzung findet Es könnte sich somit bei dem Angebot 

der Antragstellerin gleichermaßen um ein Überkostenangebot handeln. Dies ist voriie­

gend jedoch nicht von Bedeutung. 

bb) Voriiegend hat die Beigeladene der Vergabestelle im Rahmen des Verhandlungs­

verfahrens ausreichend nachgewiesen, dass sie in der Lage ist, die ausgeschriebene 

Leistung ordnungsgemäß erbringen zu können. 

Die Angemessenheit des Angebotspreises ist anhand feststehender, gesicherter Tatsa­

chengrundlagen durch eine Betrachtung des Preis-Leistung-Verhältnisses innerhalb des 

vom Ausschluss bedrohten Angebots zu ermitteln. Der Gesamtpreis des Angebots ist in 
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Relation zum Wert der angebotenen Leistung oder Lieferung zu setzen. Nur wenn sich 

ergibt, dass der Wert der Leistung oder Lieferung zum Gesamtbetrag die Gegenleistung 

in einem beachtlichen Missverhältnis steht, kann von einer Unangemessenheit des Prei­

ses gesprochen werden (Dicks, a.a.O., Rn 29). 

Im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens war von den Bietern die Einhaltung der Spe­

zifikationen sowie ein technisches Konzept darzulegen. Welterhin waren Preisblätter für 

Langzelt- und Kurzzeitmiete abzugeben unter anderem aufgeschlüsselt nach den Ab­

fallarten. Auch das SHE-Konzept sowie der Vertragsvorschlag der Bieter war der Verga­

bestelle darzulegen. Mit der Beigeladenen fanden am 25. und 26.4.2018 Verhandlungs­

gespräche über das Angebot, die Spezifikationen, das technische Konzept, das Preis­

angebot, das SHE- Konzept und den Vertragsvorschlag statt 

Aus dem Vergabevermerk Ist ersichtlich, dass die Vergabestelle aus dem Angebot der 

Beigeladenen und den Verhandlungsgesprächen die für sie notwendigen Informationen 

zur Beurteilung des Preis- Leistungs-Verhältnisses eingeholt hat. Unter eingehender 

Betrachtung der preislichen Darstellung und der dargelegten technischen und vertragli­

chen Maßgaben der Beigeladenen kommt die Vergabestelle zu dem Schluss, dass die 

Beigeladene in der Lage ist die ausgeschriebene Leistung ordnungsgemäß zu erbrin­

gen. 

cc) Die UnVerhältnismäßigkeit des Preises unteriiegt der wertenden Betrachtung des 

Auftraggebers. Kann der Bieter nachvollziehbar erklären, aufgrund sach- und/oder un­

ternehmensbezogener, wettbewerbsorientierter Gründe günstiger als das Bieterumfeld 

kalkuliert zu haben (zum Beispiel wegen effizienteren Arbeltsmethoden oder Betriebsab­

läufe, preisgünstige Bezugsquellen, der Absicht der bloßen Erzielung eines Deckungs­

beitrages zu den Geschäftskosten oder ein Vorstoß in einen neuen Markt), ist bei wer­

tender Betrachtung kein Missverhältnis zwischen Preis und Leistung gegeben. Dies hat 

auch bei Unterkostenangeboten sowie erst recht dann zu gelten, wenn der Angebots­

preis aufgrund der vom Bieter glaubhaft geleisteten Auskunft nach den Marktgegeben­

helten nicht als ungewöhnlich niedrig bezeichnet zu werden verdient (DIcks für die ent­

sprechende Norm in der VgV In Kulartz/Kus/Marx/Portz/Prieß, Kommentar zur VgV. 

2017. §60 VgV. Rn 29). 

Die preislichen Unterschiede zwischen den Angeboten und Ihrer Hintergründe sind im 

Einzelnen In der Vergabeakte dokumentiert. Die Vergabestelle hat die Entscheidung 

ersichtlich auf gesicherter Tatsachengrundlage getroffen. Es Ist kein Hinweis ersichtlich, 

dass das Angebot der Beigeladenen nach Aufklärung in den Verhandlungsgesprächen 

als ungewöhnlich niedrig erscheint, bzw. ein Missverhältnis zwischen Preis und Leistung 

gegeben ist. 
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dd) Im Übrigen liegt der Gesamtpreis des Angebots der Antragstellerin deutlich welter 

entfernt von der Schätzung des Ausschreibungsvolumens durch die Vergabestelle, als 

der Gesamtpreis des Angebots der Beigeladenen. Auch dies spricht gegen ein Unter­

kostenangebot 

c) 

Die Antragstellerin dringt weiterhin nicht durch mit Ihrem Vortrag, dass eine fehlende 

Dokumentation der Eignung die Wiederholung des Verfahrens zu Folgen haben muss. 

Zum einen Ist aus den Vergabeunteriagen erkennbar, dass die Vergabestelle die Eig­

nung der Bieter anhand der Teilnahmeanträge geprüft hat Auf Seite 2 des Vergabever­

merks vom 4.5.2018 dokumentiert die Vergabestelle, dass bei den Bewerbern nach Ab­

gabe der Teilnahmeanträge verschiedene Nachforderungen erfolgt sind. Auf Seite 4 des 

Vergabevermerks dokumentiert die Vergabestelle, dass beide Bieter ausschreibungs­

konform angeboten haben und einen technisch geeigneten Eindruck vermitteln. 

Zum anderen wäre es eine reine Förmelei das Verfahren zu wiederholen, soweit eine 

Eignungsprüfung voriiegend nicht im Einzelnen dokumentiert Ist. Es bestehen voriiegend 

von keiner Seite konkrete Zweifel an der Eignung der beiden Bieter. Eine fehlende Do­

kumentation kann im Rahmen des Verfahrens geheilt werden, indem die Vergabestelle 

deutlich macht, dass sich mit der Eignung der Bieter ausreichend auseinandergesetzt 

hat. Dies Ist voriiegend In ausreichendem Maße erfolgt 

d) 

Die fehlende Unterschrift von einem Teilnehmer am Verhandlungsgespräch auf seitens 

der Vergabestelle hat ebenfalls keine Wiederholung des Verfahrens zur Folge. 

Am Ende des Vergabevermerks vom 4.5.2018 Ist vermerkt, dass das Verhandlungsteam 

bestehend aus vier Personen die Beigeladene als Zuschlagsempfängerin empfiehlt Der 

Vermerk Ist mithin von drei dieser Personen unterschrieben. Die betreffende Person war 

laut Vergabestelle an einem der beiden Verhandlungstage zugegen. Sie habe die Emp­

fehlung mitgetragen, sei jedoch zur Unterschrift vermutlich Im Urlaub gewesen. 

Der Vergabevermerk dient lediglich der Dokumentation der Entscheidungsfindung. Die 

Entscheidung selbst Ist durch Geschäftsführer, Vorstand zu treffen. Eine fehlende Un­

terschrift von mitwirkenden Personen bei der Empfehlung macht die Entscheidung nicht 

fehlerhaft. Die betreffende Person hat sich auskunftsgemäß sowohl an der Verhandlung 

als auch an der Empfehlung beteiligt Auf die Unterschrift kommt es daher nicht mehr 

an. 
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